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Änderungsantrag 21.01.2021 
HHA 

Fraktion der AfD 

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für das 
Haushaltsjahr 2021 (Haushaltsgesetz 2021) in der Fassung der 
Beschlussempfehlung und des Berichts des Haushaltsausschusses   

Drucksache 20/4214 zu Drucksache 20/3978 

         
 Inhalt des Antrags: Senkung der Kosten für Europaangelegenheiten 
 
Einzelplan  02 Hessischer Ministerpräsident  
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 
Zu Kapitel  02 01 Ministerpräsident und Staatskanzlei 
Buchungskreis: 2100 

 
Produktnummer lt. Leistungsplan 5 
  
Bezeichnung lt. Leistungsplan Europaangelegenheiten 

 
 

  Veränderung 
  von um auf 
Leistungsplan:    
  Beträge in 1.000 EUR 
 Gesamtkosten 15.425,6 -3.136,3 12.289,3 

 Eigene Erlöse 612,2 0,0  612,2 

 Produktabgeltung 14.809,4 -3.136,3 11.673,1 

 

Der Wirtschaftsplan und der kamerale Haushalt sind entsprechend anzupassen. 
 

Begründung des Änderungsantrags: 
Die geplanten Ausgaben für das Jahr 2021 erhöhen sich im Vergleich zum Ist des Jahres 2019 um mehr als 25%. 

Aufgrund von COVID-19 ist jedoch davon auszugehen, dass ein maßgeblicher Anteil der im Produktblatt aufgeführten 

Leistungen im Jahr 2021 nicht wie geplant erbracht werden kann.  

Die AfD-Fraktion beantragt aus diesem Grund, die für das Jahr 2021 eingeplanten Landesmittel auf das Ist des Jahres 

2019 zu senken. 

 
 

Wiesbaden, 21.01.2021 

 

Für die Fraktion 

der AfD 

Der Fraktionsvorsitzende: 

 

 

 

 

Robert Lambrou 
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